
 

 
Sitzungsort: 

KVHS Aurich, Oldersumer Straße 65 - 73, Raum 101 

Sitzungsdatum: Sitzungsbeginn: Sitzungsende: 

07.05.2015 16:00 Uhr 19:26 Uhr 

 
Mitglieder / Anwesende Fraktion 

Gruppe 
Funktion 
Anmerkung 

 

Vorsitz   

Thiele, Otto SPD   

Mitglieder   

Agena, Garrelt GRÜNE   

Akkermann, Hermann SPD   

Albers, Angelika GRÜNE Fraktionsvorsitzende GRÜNE  

Altmann, Gila GRÜNE Fraktionsvorsitzende GRÜNE  

Beekhuis, Jochen SPD Fraktionsvorsitzender SPD  

Behrends, Kuno SPD   

Behrens, Sven CDU   

Biller, Anita SPD   

Bontjer, Johann CDU   

Carow, Johanne FW   

Christians, Hilda SPD  anwesend ab TOP 7 

Constant, Franz FW   

Dirksen, Dieter CDU   

Forster, Hans SPD   

Frerichs, Theo CDU   

Gerdes, Hilko CDU Fraktionsvorsitzender CDU  

Gerdes, Jens SPD   

Gossel, Arnold CDU   

Griesel, Sigrid GFA   
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Harms, Antje SPD Stv. Landrätin  

Harms, Erich SPD   

Hasbach, Bernd SPD   

Ihnen, Hermann SPD   

Jelken, Friedhelm CDU   

Kleen, Barbara SPD   

Kleen, Johannes SPD   

Kleinert, Ingeborg SPD  anwesend TOP 6 und TOP 7 

Lüppen, Christel SPD   

Meyerhoff, Barbara SPD   

Meyerholz, Hans-Gerd GFA 
Fraktionsvorsitzender GFA / Grup-
penvorsitzender GFA/FDP  

Moroni, Hayo F. FW   

Odens, Roelf CDU   

Peters, Cornelius SPD   

Pickel, Sascha SPD   

Rahmel, Jürgen GRÜNE   

Rinderhagen, Gerhard CDU   

Röben, Hinrich SPD   

Roß, Helmut SPD   

Saathoff, Anneliese GRÜNE   

Sell, Erwin SPD   

Siebels, Wiard SPD   

Sievers, Wolfgang FDP   

Strömer, Wilhelm FW 
Stv. Landrat / Fraktionsvorsitzender 
FW / Gruppenvorsitzender 
FW/S.W.K.  

Terfehr, Hans SPD   

Tjaden, Hinrich CDU   

Trauernicht, Hinrich SPD   

Weber, Harm-Uwe  Landrat  

Weilage, Udo CDU   

Wienbeuker, Johann S.W.K.   

Wilts, Elsche GRÜNE   

Wolters, Hayo CDU   
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Verwaltung   

Puchert, Dr. Frank  Erster Kreisrat  

Krabbe, Henni  Kreisrätin  

Bents, Tammo  Kreisinspektor-Anwärter 

Kleen, Holger    

Krantz-Rewerts, Silke  stv. Gleichstellungsbeauftragte  

Möhlmann, Linda    

Müller-Gummels, Rainer  Pressesprecher  

Saathoff, Irene    

Schoone, Vera  Protokollführerin  

 

 
Nicht anwesend: 

Mitglieder   

Bikker, Johann FW   

Busker, Hinrich SPD   

Dirks, Friederike CDU   

Jeromin-Oldewurtel, Beate GRÜNE   

Reinders, Hermann CDU   

Roß, Jan DIE LINKE. Fraktionsvorsitzender DIE LINKE.  

Seelgen, Blanka DIE LINKE.   

 
 

Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil: 
 

 1.  Eröffnung der öffentlichen Sitzung 

 2.  Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 

 3.  Feststellung der Tagesordnung 

 4.  Genehmigung der Niederschrift - öffentlicher Teil - vom 18.03.2015 

 5.  Richtlinien für die Kunst- und Kulturförderung im Landkreis Aurich 
Vorlage: VIII/2015/036 

 6.  Kreisvolkshochschulen 

 6.1.  Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis90/Die Grünen, Freien Wähler und 
der GFA vom 05.03.2015; Umstrukturierung der Kreisvolkshochschulen 
Vorlage: VIII-AF/2015/007 
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 6.2.  Wirtschaftsplan 2015 der Kreisvolkshochschule Aurich 
Vorlage: VIII/2015/023 

 6.3.  Wirtschaftsplan inkl. Vermögensplan und Stellenplan 2015 Eigenbetrieb 
KVHS Norden 
Vorlage: VIII/2014/265 

 7.  Haushalt 2015 

 7.1.  Anträge zum Haushalt 

 7.1.1.  Antrag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen vom 12.03.2015; Haushalt 
2015 
Vorlage: VIII-AF/2015/014 

 7.1.2.  Antrag der Gruppe GFA/FDP vom 20.04.2015; Wirtschaftspläne für die 
Pflegeheime Norden und Hage 
Vorlage: VIII-AF/2015/012 

 7.2.  Bildung einer interfraktionellen Arbeitsgruppe "Haushaltskonsolidierung" 
Vorlage: VIII/2015/058 

 7.3.  Stellenplan 2015, Teil A und B 
Vorlage: VIII/2015/007 

 7.4.  Haushaltssicherungskonzept für das Haushaltsjahr 2015 und den mittel-
fristigen Finanzplanungszeitraum bis 2018 
Vorlage: VIII/2015/061 

 7.5.  Erlass der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2015 
Vorlage: VIII/2015/034/1 

 8.  Berufung der ehrenamtlichen Richter für das Verwaltungsgericht Olden-
burg 
Vorlage: VIII/2015/057 

 9.  Vereinbarung über die Aufgabenwahrnehmung Förderung von Kindern in 
Kindertagesstätten und Kindertagespflege sowie über die Durchführung 
eines Qualitätssicherungsverfahrens (Gütesiegel) 2015 
Vorlage: VIII/2014/279 

 10.  Ausweisung einer Einzelschöpfung der Natur als Naturdenkmal 
Vorlage: VIII/2015/043 

 11.  Bericht des Landrates 

 12.  Einwohnerfragestunde 

 13.  Verschiedenes, Wünsche, Anregungen 

 14.  Schließung der öffentlichen Sitzung 

 

Öffentlicher Teil: 
 
TOP 1 Eröffnung der öffentlichen Sitzung 
 
Vorsitzender Thiele eröffnete um 16:03 Uhr die öffentliche Sitzung. 
 
______________________________________________________________________ 
 

TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfä-
higkeit 

 
Vorsitzender Thiele stellte die ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähigkeit fest. 
______________________________________________________________________
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TOP 3 Feststellung der Tagesordnung 
 
Die Tagesordnung wurde festgestellt. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 52             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 4 Genehmigung der Niederschrift - öffentlicher Teil - vom 

18.03.2015 
 
Vorsitzender Thiele erklärte, dass es zu Tagesordnungspunkt 13 in der Niederschrift 
der Sitzung vom 18.03.2015 eine Änderung gebe. Im Beschlussvorschlag müsse 1. wie 
folgt lauten: 
 
„Der Kreistag beschließt die in der Anlage beigefügte Absichtsvereinbarung (Letter of 
intent) mit der Änderung, dass auf Seite 2 der Zeitraum bis zur möglichen Inbetrieb-
nahme eines Zentralkrankenhauses mindestens sechs Jahre betragen werde.“ 
 
Landrat Weber erklärte, diese Änderung sei erforderlich, da die Verhandlungen be-
reits zwei Jahre laufen würden. Daher werde der Zeitraum bis zur möglichen Inbe-
triebnahme von acht auf sechs Jahre verkürzt. Dies sei im Kreisausschuss am 18.03. 
auch so kommuniziert, im Kreistag dann jedoch nicht wieder aufgenommen worden. 
 
Die Niederschrift vom 18.03.2015 zum öffentlichen Teil der Sitzung wurde geneh-
migt. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 52             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 5 Richtlinien für die Kunst- und Kulturförderung im Landkreis Aurich 

Vorlage: VIII/2015/036 
 
Der Kreistag beschließt Richtlinien für die Kunst- und Kulturförderung im Landkreis 
Aurich. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 52             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
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TOP 6 Kreisvolkshochschulen 
 
Abg. Beekhuis erklärte, der vorliegende gemeinsame Antrag der Fraktionen SPD, 
Bündnis90/Die Grünen, Freien Wähler und der GFA sei mittlerweile hinlänglich be-
kannt. Der Antrag sei ein Ergebnis vieler Gespräche. In den Kreisvolkshochschulen 
seien 330 Mitarbeiter in einem kommunalen Arbeitsverhältnis beschäftigt, so Abg. 
Beekhuis. Die Kreisvolkshochschulen in Aurich und Norden würden jeweils ca. 10 
Millionen Euro Umsatz im Jahr erwirtschaften. Was dort geleistet werde, müsse auch 
anerkannt werden. Der Landkreis Aurich werde von anderen Landkreisen um ihre 
Kreisvolkshochschulen beneidet. Der Zuschuss, den der Landkreis Aurich an die Kreis-
volkshochschulen leiste, würde nur 2 % des Haushaltsvolumens betragen, in anderen 
Landkreisen läge dieser Betrag teilweise bei 27 %. Im Jahr 2013 sei unerfreulicher-
weise ein Defizit von 900.000 € entstanden. Man dürfe jedoch das Positive aus den 
vorherigen Jahren nicht vergessen. 
 
Das Vorliegen des Defizits sei die Grundlage für viele fraktionsübergreifenden Ge-
spräche gewesen, an dessen Ende nunmehr dieser gemeinsame Antrag stehe. Hierauf 
könne man stolz sein. Abg. Beekhuis dankte in diesem Zusammenhang nochmals 
allen Mitwirkenden Fraktion für die positive Zusammenarbeit. Abschließend verdeut-
lichte er nochmals die entscheidenden Punkte dieses gemeinsamen Antrages. Zum 
einen werde dort gefordert, dass es einen gemeinsamen Leiter beider Kreisvolks-
hochschulen geben müsse. Weiterhin sollten beide Standorte beibehalten werden. 
Der Landkreis solle zudem beiden Kreisvolkshochschulen einen Zuschuss in gleicher 
Höhe bis max. 250.000 € gewähren. Hier sei zu beachten, dass es für die Kreisvolks-
hochschule in Norden bereits einen Vertrag gebe, in dem diese Summe festgeschrie-
ben sei. Weiterhin erklärte Abg. Beekhuis, dass es eine Zusammenkunft mit Fachleu-
ten vor Ort geben müsse, in der u.a. Zusammenarbeitsmodelle erarbeitet werden 
müssten. Zudem sei zusammen mit den handelnden Personen eine Anpassung der 
Entlohnung einzuleiten. Dies mache einen -teilweise auch anstrengenden- Prozess 
erforderlich. Aus den genannten Grünen warb Abg. Beekhuis für die Zustimmung 
zum gemeinsamen Antrag. 
 
Abg. Altmann dankte ebenfalls zunächst den Fraktionen, die an dem gemeinsamen 
Antrag beteiligt waren, sowie der Belegschaft und der Leitung der Kreisvolkshoch-
schulen. Sie erklärte „was lange währt wird endlich gut“. Dies sei jedoch nur ein 
frommer Wunsch. Der gemeinsame Konsens habe auf der Zielgeraden zu scheitern 
gedroht. Sie habe das Gefühl, man handle gegen die Interessen der Kreisvolkshoch-
schulen. Dabei müssten diese zukunftsfähig aufgestellt werden, da die Veränderun-
gen in der Gesellschaft auch die Kreisvolkshochschulen einholen würden. Da im Jahr 
2016 Personalveränderungen anstehen würden, sei nun der richtige Zeitpunkt, etwas 
Neues zu schaffen, so Abg. Altmann. Die Kreisvolkshochschulen bräuchten eine ge-
meinsame Leitung, die von allen Seiten unterstützt werden müsse. Zudem sei man 
auch bereit, sich Bildung etwas kosten zu lassen. Man erwarte von den Kreisvolks-
hochschulen keine wirtschaftlichen Gewinne, aber effizientes Wirtschaften. Beide 
Standorte seien zudem gleich zu behandeln. Das bedeute auch, dass alle Mitarbeiter 
für gleiche Leistung auch gleiches Geld bekommen müssten. Es sei daher zusammen 
mit den Mitarbeitern ein Fahrplan zu erarbeiten.  
 
Dem Antrag der CDU könne nicht zugestimmt werden, so Abg. Altmann, da das Spiel 
mit der Angst der Mitarbeiter um ihre Arbeitsplätze ein Ende haben müsse. Die Politik 
habe nun ihre Arbeit erledigt. Es bleibe die Frage, wie die Adressaten des Antrags mit 
den Forderungen umsetzen würden. Man erwarte daher eine quartalsweise schriftli-
che Berichterstattung über den Sachstand. 
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Stv. Landrat Strömer erklärte, bereits am 01.06.2005 habe man den Antrag auf Fusi-
on der beiden Kreisvolkshochschulen an den Kreistag gestellt. Dieser Antrag sei da-
mals in die Fraktionen verwiesen worden und sei dann nie auf der Tagesordnung zu 
finden gewesen. Eine Zusammenarbeit sei damals nicht erfolgt, seinerzeitige Fragen 
habe man nur mit „beide Kreisvolkshochschulen schreiben schwarze Zahlen“ beant-
wortet. Mindestens seit Januar 2014 würden nun in beiden Häusern Defizite erwirt-
schaftet. Daraufhin sei der damalige Antrag erfreulicherweise wieder aktiviert wor-
den. Stv. Landrat Strömer wies darauf hin, dass auch die UEK vor ein paar Jahren 
noch schwarze Zahlen geschrieben habe. Eine zweite UEK wolle er nicht erleben. Nun 
sei in vielen Gesprächen ein Konsens gefunden worden. Man sei auf einem guten 
Weg zur künftigen Zusammenarbeit. Es würden jedoch nun ablesbare Ergebnisse der 
Kreisvolkshochschulen erwartet. Von Herrn Landrat Weber fordere er, dass die Bud-
getvereinbarung fristgerecht gekündigt werde. 
 
Abg. Meyerholz äußerte, man habe Gespräche mit den Betriebsräten geführt. Dabei 
sei der Eindruck entstanden, dass alle an einem Strang ziehen würden. Im Norder 
Bereich sei das nun jedoch nicht der Fall. In der Sitzung des Norder Betriebsausschus-
ses hätten sich alle Mitarbeiter gegen die Vorlage gestellt, die der Kreis erarbeitet 
habe. Grundsätzlich müssten alle Mitarbeiter für die gleiche Arbeit auch gleiches Geld 
bekommen. Hierfür habe sich der Betriebsrat in Norden jedoch nicht eingesetzt. Die-
ser Umstand sei sehr verwunderlich. Die Differenz der Gehälter betrage in Aurich und 
Norden pro Mitarbeiter ca. 5000 €. Dies sei eine beachtliche Zahl. Er appelliere daher 
an den Betriebsrat in Norden, sich für die Mitarbeiter einzusetzen. Die Antragsteller 
des gemeinsamen Antrags würden auch die Angleichung der Löhne fordern. Keiner 
habe davon gesprochen, den Standort in Norden aufzulösen, so Abg. Meyerholz. 
Vielmehr sollten nun Synergieeffekte erzeugt werden. Im Stellenplan 2012 seien für 
Kreisvolkshochschule 175 Stellen ausgewiesen gewesen. Davon seien 160 Mitarbeiter 
nach Haustarif und 15 nach TVöD beschäftigt. Von den 160 Mitarbeitern, die nach 
Haustarif bezahlt würden, würden 20 noch Zulagen erhalten. Für ihn stelle sich die 
Frage, warum der Betriebsrat in Norden damit einverstanden sei, so Abg. Meyerholz.  
 
Die Ziele des gemeinsamen Antrags seien nun, zunächst eine gemeinsame Leitung zu 
implementieren. Zusätzlich solle sichergestellt werden, dass beide Standorte erhalten 
würden. Der Zuschuss für die Kreisvolkshochschulen solle maximal 250.000 € je 
Standort betragen und schlussendlich solle die Anpassung der Gehälter erfolgen. Abg. 
Meyerholz erklärte, das finale Ziel sei eine Fusion der beiden Kreisvolkshochschulen. 
Dies sei zum jetzigen Zeitpunkt jedoch noch nicht machbar. 
 
Abg. Behrens merkte an, dass die bisherige Diskussion bislang nicht zielführend ge-
wesen sei. Die heutige Diskussion werde es auch nicht werden. Der jetzt vorliegende 
Antrag sei weder nachhaltig, noch gehe er die wirtschaftlichen Probleme konsequent 
an. Vielmehr würde dieser Antrag die Arbeitsplätze aller Mitarbeiter der beiden 
Standorte langfristig gefährden Die Kreisvolkshochschulen hätten wirtschaftliche 
Probleme. Um Arbeitsplätze zu erhalten, müssten neue Geschäftsfelder erschlossen 
werden. Man müsse sich zudem vor Augen führen, dass die Zahlen aus dem Jahr 2015 
weitaus besser ausfallen würden als die aus 2014. Unter dem Strich verbleibe jedoch 
ein Minus in Höhe von ca. 1 Mio. € aus beiden Häusern. 
 
Die Kreisvolkshochschulen würden eine große bildungs- und sozialpolitische Rolle 
spielen. Die Arbeit der Mitarbeiter sei sehr wertvoll, so Abg. Behrens. Daher sei es 
nun wichtig, die Kreisvolkshochschulen auf gesunde Beine zu stellen. Dafür sei eine 
gemeinsame strategische Zielsetzung erforderlich, um eine schwarze Null zu errei-
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chen. Für die Umsetzung der Strategie seien zunächst fünf Punkte erforderlich. Dazu 
gehöre zum einen die Fusion der Kreisvolkshochschulen unter Beibehaltung beider 
Standorte. Weiterhin müsste die Kostenkonsolidierung vorangetrieben werden und 
der Investitionsstau müsse angepackt werden. Dafür sei auch ein konkreter Plan zu 
erstellen, so Abg. Behrens. Zudem sei die Angebotsvielfalt zu erhalten. Hierfür sei 
eine Aufgaben- und Organisationskontrolle durchzuführen und es sei insbesondere 
darauf zu achten, dass das Seminarhotel nachhaltig gesichert werde. Zu guter Letzt 
müsse es einen Geschäftsführer geben, der die fusionierte Kreisvolkshochschule lei-
ten werde. Hierbei müsse genau feststehen, für welche Gesellschaft der Geschäfts-
führer arbeite. 
 
Abschließend erläuterte Abg. Behrens die Punkte, die der Änderungsantrag der CDU 
enthalte. Zudem verdeutlichte er, dass zukünftig nur durch die Umsetzung der im 
Änderungsantrag genannten Punkte eine Kreisvolkshochschule im Landkreis Aurich 
betrieben werden könne. Der vorliegende Antrag sei daher abzulehnen und der Än-
derungsantrag der CDU-Fraktion zu beschließen und umzusetzen. 
 
Abg. H. Roß erklärte, er empfinde die Entwicklung der Kreisvolkshochschulen als po-
sitiv. Er habe jedoch bereits im Jahr 2013 Lohnanpassungen gefordert. Dies sei da-
mals jedoch ein Unwort gewesen und er habe im Kreistag seinerzeit keine Unterstüt-
zung erfahren. 
 
Landrat Weber informierte, dass der Budgetvertrag fristgerecht gekündigt werde. 
Dies bedeute jedoch nicht, wie vom stv. Landrat. Strömer dargestellt, dass die Kreis-
volkshochschulen keine Gelder mehr vom Landkreis Aurich erhalten würden. Viel-
mehr sei eine Summe x für die Erwachsenenbildung erforderlich und werde auch zur 
Verfügung gestellt. Abg. Strömer stimmte dieser Richtigstellung zu. 
 
Abg. Forster kritisierte, man könne nach den Aussagen des Abg. Behrens den Ein-
druck haben, die Kreisvolkshochschulen seien schlecht geführte Unternehmen. Dies 
sei jedoch nicht der Fall. Die Mitarbeiter beider Häuser hätten durch eigen Initiative 
und viel Kreativität einige Projekte entwickelt. Die Kreisvolkshochschulen seien sehr 
breit aufgestellt und hätten dadurch bereits Millionenbeträge eingeworben. Es hand-
le sich zudem um zwei wichtige unabhängige Unternehmen, die jeweils über 10 Mio. 
€ erwirtschaften würden und dabei nur einen Minimalzuschuss vom Landkreis be-
kommen würden. 
 
Zu der Haltung der Betriebsräte der Kreisvolkshochschule Norden äußerte Abg. Fors-
ter, dass man über die Angleichung der Löhne lange diskutieren könne. Die Diskussi-
on sei Ausdruck einer sehr starken Identifikation der Mitarbeiter in Norden mit dem 
Betrieb und den Aufgaben.  
 
Abg. H. Gerdes schlug vor über die Punkte 1, 2 sowie 3 und 4 des Änderungsantrages 
der CDU gesondert abzustimmen. Gegen diesen Vorschlag wurden keine Einwände 
erhoben. 
 
Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorlagen, ließ Vorsitzender Thiele über den 1. 
Punkt des Änderungsantrags abstimmen: 
 
1. Die Fusion beider Kreisvolkshochschulen unter der Beibehaltung der beiden 
Standorte in Norden und Aurich zum 01.01.2016. Der Landkreis Aurich sei dann 
verpflichtet, die eventuell anfallenden Defizite dieser neuen Gesellschaft abzude-
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cken. Die Frage nach der Ungleich-behandlung der jetzt bestehenden zwei Betriebe 
entfalle somit. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 12             Nein-Stimmen: 38             Enthaltungen: 1              

mehrheitlich abgelehnt 
 
Sodann ließ Vorsitzender Thiele über den 2. Punkt des Änderungsantrags abstimmen: 
 
2. Eine Kostenkonsolidierung sowie eine betriebswirtschaftliche Optimierung der 
Abläufe. Hierbei sollten auch neue Betriebsfelder erschlossen werden und die jetzi-
gen Aufgaben auf deren Nachhaltigkeit kontrolliert werden. Das Seminarhotel in 
Aurich solle dabei auf jeden Fall gehalten werden und zu einer „Marke in Ostfries-
land“ werden. Außerdem dürfe für 2015 kein Zuschuss in Höhe von 250.000 € als 
freiwillige Leistung an die Kreisvolkshochschule Aurich gezahlt werden. Da diese 
Zahlungen bei der Umsetzung des Punktes 1 zukünftig entfallen würden, sollte der 
Budgetvertrag zum nächstmöglichen Zeitpunkt gekündigt werden. 
 
Weiterhin müsse der vorhandene Investitionsstau angegangen werden. Es solle ein 
Investitionsplan nach der Dringlichkeit der Anschaffungen erstellt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 12             Nein-Stimmen: 39             Enthaltungen: 0              

mehrheitlich abgelehnt 
 
Sodann ließ Vorsitzender Thiele über den 3. und 4. Punkt des Änderungsantrags ab-
stimmen: 
 
3. Auf die Anpassung der Lohnstrukturen der Norder Einrichtung an diejenige in 
Aurich sollte schon aus den Gründen verzichtet werden, da der Betriebsrat in Nor-
den dieses fordere. Zudem sei der Landkreis Aurich, aufgrund der vorliegenden 
Haushaltssituation, hierzu ohnehin nicht in der Lage. 
 
4. Die Stelle des neuen Geschäftsführers des Gesamtunternehmens Kreisvolkshoch-
schule müsse zum nächstmöglichen Zeitpunkt öffentlich ausgeschrieben werden. 
Die Vergütung dieser Stelle müsse vorab geklärt werden. Es gelte zu prüfen, ob ge-
gebenenfalls ein Personaldienstleistungsunternehmen beteiligt werden sollte. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 12             Nein-Stimmen: 38             Enthaltungen: 1              

mehrheitlich abgelehnt 
 
Sodann ließ Vorsitzender Thiele über die Tagesordnungspunkte 6.1, 6.2 und 6.3 ab-
stimmen: 
 
______________________________________________________________________
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TOP 6.1 Antrag der Fraktionen SPD, Bündnis90/Die Grünen, Freien Wähler 
und der GFA vom 05.03.2015; Umstrukturierung der Kreisvolks-
hochschulen 
Vorlage: VIII-AF/2015/007 

 

Es ist die Stelle eines gemeinsamen Leiters für beide Kreisvolkshochschulen zu in-
stallieren und die Stelle öffentlich auszuschreiben. Dabei ist auf eine rechtzeitige 
Terminierung der Ausschreibung zu achten. 
 

Die Besetzung der Leiterstelle in Aurich wird bis dahin ausgesetzt, die Übergangszeit 
in Aurich wird durch den kommissarischen Leiter, Herrn Manfred Wilts, überbrückt.  
 

Die Vakanz im operativen Geschäft ist im Hinblick auf eine sowohl inhaltliche als 
auch pädagogische Weiterentwicklung der KVHS Aurich zu besetzen. Hierbei ist eine 
interne Lösung herbeizuführen. 
 

Der Landkreis verpflichtet sich, beiden Kreisvolkshochschulen einen Zuschuss in 
gleicher Höhe bis max. 250.000 Euro zu gewähren. 
 

Der Landkreis verpflichtet die beiden Kreisvolkshochschulen bis zur Ausschreibung 
der gemeinsamen Leitungsfunktion: 
 

1. Eine Zielvereinbarung über die Gestaltung und Aufteilung zukünftiger Auf-
gaben, Inhalte und Arbeitsfelder mit folgenden Eckpunkten zu erarbeiten: 

 

 a: konkrete Vorschläge zu Zusammenarbeitsmodellen unter Gesichtspunk-
ten zur Kostensenkung und vorhandenen Synergien z.B. Buchhaltung oder 
Personalverwaltung; 

 b: die Entwicklung eines Personalmanagement-Konzeptes mit langfristig 
vergleichbaren Arbeitsbedingungen; 

 c: die Vergleichbarkeit von technischer Ausstattung und Equipment der 
Einrichtungen und ihrer MitarbeiterInnen (z.B. Computersysteme); 

 d: die Auswirkungen des demografischen Wandels zu berücksichtigen mit 
dem Ziel der Erschließung neuer Zielgruppen zu z.B. die der MigrantInnen. 

 

2. Die Anpassung der Entlohnung nach dem Auricher GDA-Modell einzuleiten, 
um zukünftig eine Gleichbehandlung der Bediensteten beider Einrichtungen 
zu erreichen und zusammen mit den Betriebsräten beider Einrichtungen ei-
nen dezidierten Fahrplan aufzustellen, in welchen Schritten diese Anglei-
chung beginnend ab 2015 durchgeführt werden soll. Mit der Umsetzung ist 
ab 1.1.2016 zu beginnen. 

 

3. Einmal pro Quartal einen detaillierten schriftlichen Fortschrittsbericht sei-
tens der beiden Häuser in den Fachausschüssen über den Stand der Zielver-
einbarung zuzustellen. 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah die notwendigen Zahlen zur Verfügung zu 
stellen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 39             Nein-Stimmen: 12             Enthaltungen: 0              

mehrheitlich beschlossen 
 

______________________________________________________________________ 
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TOP 6.2 Wirtschaftsplan 2015 der Kreisvolkshochschule Aurich 
Vorlage: VIII/2015/023 

 
Der Wirtschaftsplan der Kreisvolkshochschule Aurich wird für das Haushaltjahr 
2015  
 
im Erfolgsplan mit  Erträgen von  5.585.000,00 € 
    Aufwendungen von 5.645.000,00 € 
Im Vermögensplan mit  Einnahmen von    245.000,00 € 
    Ausgaben von     245.000,00 € 
festgesetzt. 
 
Die im Vermögensplan 2013 der Kreisvolkshochschule Aurich veranschlagte, nach 
2014 übertragene und bislang nicht in Anspruch genommene Kreditermächtigung 
für Investitionen in Höhe von 200.000,00 € sollen auf das Jahr 2015 übertragen 
werden. 
 
Im Vermögensplan der Kreisvolkshochschule Aurich werden Verpflichtungsermäch-
tigungen nicht veranschlagt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2015 Liquiditätskredite zur rechtzei-
tigen Leistung von Auszahlungen durch die Sonderkasse der Kreisvolkshochschule 
Aurich in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000,00 € festgesetzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 39             Nein-Stimmen: 12             Enthaltungen: 0              

mehrheitlich beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 6.3 Wirtschaftsplan inkl. Vermögensplan und Stellenplan 2015 Eigen-

betrieb KVHS Norden 
Vorlage: VIII/2014/265 

 
Der Wirtschaftsplan Eigenbetrieb „KVHS Norden“ wird für das Haushaltsjahr 2015 
 
im Erfolgsplan mit  Erträgen von  4.665.600,00 € 
 Aufwendungen von 4.665.600,00 € 
und 
im Vermögensplan mit  Einnahmen von  115.000,00 € 
 Ausgaben von  115.000,00 € 
festgesetzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 51             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
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TOP 7 Haushalt 2015 
 
Kreisoberamtsrätin Saathoff stellte den Haushaltsentwurf 2015 vor (siehe Anlage 
zum Protokoll). 
 
Abg. Beekhuis dankte zunächst Frau Saathoff und den Mitgliedern des Finanzaus-
schusses. Der Vorschlag der Gründung der interfraktionellen Arbeitsgruppe, in wel-
cher mit Sicherheit anstrengende Diskussionen bevorstünden, sei ein absolut positi-
ver Kompromiss. 
 
Die Diskussionskultur im Kreisausschuss und im Kreistag sei offen und ehrlich gewe-
sen. Das, was bisher besprochen worden sei, sei ehrlich gemeint gewesen und müsse 
nun gelebt und umgesetzt werden. Die Bildung der interfraktionellen Arbeitsgruppe 
sei daher auch als Überprüfungsorgan zu verstehen. Die Mitglieder dieser Gruppe 
müssten jetzt „liefern“, so Abg. Beekhuis. Zudem sei die volle Einstellung des UEK-
Defizites in Höhe von ca. 10 Mio. € in den Kreishaushalt 2015 mehr als positiv, da es 
auch rechtlich der richtige Weg sei. Und auch der geplante Einstellungsstopp stelle 
ein wichtiges Signal nach Außen dar. So zeige man der Bevölkerung, dass man gewillt 
sei, zu sparen. 
 
Mit der interfraktionellen Arbeitsgruppe setze man sich ein Stück weit unter Druck. 
Man sei gezwungen, Ergebnisse hervorzubringen. Dafür müsse jeder Einzelne in der 
Arbeitsgruppe mitarbeiten. Die derzeitigen Zahlen würden Anlass zur Sorge geben, so 
Abg. Beekhuis. Die Entwicklung für die nächsten Jahre sei zwar positiv, dennoch wür-
de man in diesem Jahr nach Erstellung des Haushaltssicherungskonzepts immer noch 
ein Fehl in Höhe von 5,3 Mio. € erwirtschaften. Zur Erläuterung erklärte Abg. 
Beekhuis, der Haushalt 2015 werde insbesondere durch Schwankungen bei der 
Kreisumlage beeinflusst. So seien in diesem Jahr 54,5 Mio. € weniger aus der 
Kreisumlage zu erwarten als im letzten Jahr. 
 
Auch im Asylbereich werde in diesem Jahr mit Mehrausgaben in Höhe von ca. 7 Mio. 
€ gerechnet. Dies sei wahrscheinlich noch nicht das Ende der Fahnenstange, da die 
Zahl der Asylanträge immer weiter steigen würde, so Abg. Beekhuis. Zudem würden 
die Erstattungen der Kosten im Asylbereich nur etwa 60 % der entstehenden Ausga-
ben betragen und erst zeitversetzt eingehen. Man müsse daher ein deutliches Zei-
chen nach Hannover und Berlin geben. Auch der Niedersächsische Landkreistag habe 
die volle Erstattung der Kosten gefordert. Zudem erhoffe er sich vom in Berlin statt-
findenden Flüchtlingsgipfel eine Unterstützung für die Kommunen vor Ort, erklärte 
Abg. Beekhuis. 
 
Im Personalbereich seien dieses Jahr 2,1 Mio. € Mehrausgaben geplant, 800.000 € 
würden dafür alleine durch Tarifsteigerungen anfallen. Die restlichen 1,3 Mio. € wür-
den sich auf 25,1 Stellen neu geschaffene Stellen verteilen. Er könne nicht verstehen, 
dass einige Kreistagsabgeordnete vermuten würden, der Landkreis habe zu viel bzw. 
nicht ausgelastetes Personal, so Abg. Beekhuis. Schließlich sei ungefähr die Hälfte 
dieser neuen Stellen Ende 2014 und Anfang 2015 in den Fachausschüssen durch sie 
selbst größtenteils einstimmig beschlossen worden.  
 
Abg. Beekhuis erklärte weiterhin, der Landkreis Aurich habe in diesem Jahr 152 Mio. 
€ langfristige Verbindlichkeiten, für die 4,6 Mio. € Zinsen gezahlt werden müssten. 
Von den Einnahmen seien 90 % auf Zuweisungen und Umlagen zurückzuführen. Zu-
dem habe der Landkreis, abgesehen von der zu vernachlässigen Jagdsteuer, keinerlei 
Steuereinnahmen aufzuweisen. Fehlplanungen könne sich der Landkreis keine mehr 
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leisten. Investitionen in den Bereichen Bildung und medizinische Versorgung seien 
primär zu behandeln. 
 
Abschließend wies Abg. Beekhuis noch auf die von Bürgermeister Völler in seiner 
Neujahrsrede 2015 getätigte Äußerung zum Thema Zentralklinikum hin, in welcher er 
sich den Worten des Bürgermeisters Meinen anschließe, dass die Diskussion um die 
Zentralklinik von Zahlen, Daten, Fakten und insbesondere einem Höchstmaß an Sach-
lichkeit beherrscht werden müsse.  
 
Er sei froh, dass man bei dem Thema Zentralklinik insgesamt schon zur Sachlichkeit 
zurückgekehrt sei, so Abg. Beekhuis. Man könne verständlicherweise nicht immer 
einer Meinung sein. Der Vorschlag aus Hannover, zu einem Regionalgespräch zu-
sammenzukommen, halte er daher für vernünftig. Und in Hannover werde dieses 
Thema so oder so endgültig entschieden werden. 
 
Abg. H. Gerdes betonte zunächst, dass der Absturz des Haushaltsergebnisses von ca. 
5 Mio. € plus im Jahr 2014 auf ein ohne die Einsparungen des Haushaltssicherungs-
konzeptes errechnetes Fehl von ca. 6,2 Mio. € für 2015 alle Fraktion aufgeschreckt 
und dort zu unterschiedlichen Reaktionen geführt habe. Die Erklärungen, dieses Fehl 
werde durch die steigenden Ausgaben im Asylbereich und die eingebrochene 
Kreisumlage hervorgerufen, hätten nicht weitergeholfen. Da es relativ wenige Mög-
lichkeiten gegeben habe, den Haushalt genehmigungsfähig zu gestalten, seien Bedin-
gungen und Voraussetzungen für eine Zustimmung zum Haushalt des Landkreises 
entwickelt worden, so Abg. H. Gerdes. Es sei nun wahrscheinlich, dass der Haushalt 
mit dem aktuell errechneten Fehl von ca. 5,2 Mio. € durch die Aufsichtsbehörde ge-
nehmigt werde. Die Einschätzungen und Beurteilungen zum Kreishaushalt der CDU 
würden sich in einigen Punkten mit denen anderer Fraktionen decken. Allerdings 
bestünden in einigen, der CDU wichtigen Punkten, erhebliche Differenzen. 
 
In Bezug auf die Kreisvolkshochschulen verwies Abg. H. Gerdes auf die Ausführungen 
des Abg. Behrens zum vorhergehenden Tagesordnungspunkt. Er betonte nochmals, 
dass der für 2015 geplante freiwillige Zuschuss an die Kreisvolkshochschule Aurich 
unverantwortlich und wirtschaftlich nicht zu vertreten sei. Die KVHS Aurich habe in 
der Vergangenheit ein ordentliches Eigenkapitalpolster mit hohen Rücklagen erwirt-
schaftet. Es sei zu verstehen, dass die KVHS Aurich dieses angesparte Polster gerne 
unangetastet lassen würde. Eventuell entstehende Liquiditätsprobleme könnten je-
doch durch eigene Kredite aufgefangen werden. Der Landkreis Aurich zumindest sei 
nicht in der Verfassung, ihren Tochtergesellschaften Geschenke zu machen. Abg. H. 
Gerdes erklärte, die Kreisvolkshochschule in Norden könne eigentlich seit 2015 eben-
falls ohne derartige Zuschüsse auskommen, doch es gebe immer noch den abge-
schlossenen Budgetvertrag, auf den man sich bekanntlich zum Jahresende wieder 
berufen könne.  
 
Kritisch beleuchtete Abg. H. Gerdes, dass aus den oft wiederholten Forderungen der 
Freien Wähler nach einer schnellen Fusion der Kreisvolkshochschulen nichts gewor-
den sei. Das Argument der Gleichbehandlung lasse er in diesem Zusammenhang nicht 
gelten, da auch immer wieder auf die Individualität und die große Unterschiedlichkeit 
der beiden Standorte Bezug hingewiesen werde. Zweifelsfrei gebe es noch Möglich-
keiten, die finanziellen und organisatorischen Strukturen der beiden Kreisvolkshoch-
schulen zu verbessern. Dies gelte es nun auszuschöpfen. Da man mit den wirtschaftli-
chen Argumenten in den letzten Wochen bei den übrigen Fraktionen auf taube Ohren 
gestoßen sei, befürchte er, dass einige Abgeordnete die schwierige Haushaltslage 
noch nicht verinnerlicht hätten, so Abg. H. Gerdes. 



 

18. SITZUNG DES KREISTAGES 

 

14 | 25 

 

14 | 25 

 
 
 

14 | 25 

 
Die CDU-Fraktion habe von Beginn an gefordert, die Verluste der UEK in voller Höhe 
in den Haushaltsentwurf 2015 einzustellen. Eine Verschiebung des Verlustes in das 
Jahr 2018, nur um einer eventuell verweigerten Haushaltsgenehmigung zu entgehen, 
sei rechtlich nicht hinnehmbar. Den Vorwurf zurück, dass die CDU im Umgang mit 
den Tochtergesellschaften KVHS und UEK mit zweierlei Maß messen würde, wies 
Abg. H. Gerdes zurück. Beide Einrichtungen seien keineswegs vergleichbar. So sei das 
Eigenkapital der kleinen Kreisvolkshochschule Aurich derzeit ca. dreimal so hoch wie 
das der riesigen UEK. Und der magere Rest des Eigenkapitals der UEK solle nun auch 
noch durch einen Verlustausgleich in Höhe von 3 Mio. € aufgebraucht werden. Man 
hätte gegen die Prinzipien der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit verstoßen, 
wenn mit dem Haushalt 2015 nur 7 oder 8,5 Mio. € des Verlustes übernommen wor-
den wäre, nur um den möglicherweise strengeren Auflagen der Aufsicht zu entgehen. 
Es sei erfreulich, dass der Verlust der UEK nun vollständig verarbeitet und zukünftige 
Jahre nicht mehr belasten werde. Auch für die Zukunft fordere die CDU, die entste-
henden Verluste in dem Haushaltsjahr einzustellen, in dem sie anfallen.  
 
Weiterhin stellte Abg. H. Gerdes klar, dass die CDU keine Angst vor drohenden Aufla-
gen der Kommunalaufsicht gehabt habe, da man dann dazu gezwungen gewesen sei, 
manche Aufgaben und Ausgabenpositionen auf den Prüfstand zu stellen. Dieser Prü-
fung sei dann mit Sicherheit auch der Zuschuss an die Kreisvolkshochschule Aurich 
zum Opfer gefallen. Unterstützend sprach sich Abg. H. Gerdes dahingehend aus, dass 
er die von den Grünen geforderte Wiedereinführung des Lenkungsausschusses Ver-
waltung und die von der GFA beantragte interfraktionelle Arbeitsgruppe begrüße. In 
den Zuständigkeitsbereich dieser Arbeitsgruppe müsse dann jedoch auch zwingend 
die Überprüfung der Ergebnisse der Tochtergesellschaften fallen. Dies sei von Landrat 
Weber vor einigen Jahren ohne nachzuvollziehende Begründung abgelehnt worden. 
 
Um höchstwahrscheinlich strengen Auflagen der Kommunalaufsicht entgehen zu 
können, würde es helfen, dem Vorschlag der CDU-Fraktion zu folgen und die Perso-
nalkosten auf 50,8 Mio. € zu begrenzen. Dieses Summe ergebe sich aus dem Ansatz 
des Jahres 2014 zuzüglich der Tarifsteigerungen in Höhe von 800.000 €. Somit seien 
für das Jahr 2015 zusätzliche Einsparungen in Höhe von 1,2 Mio. € gesichert, so Abg. 
H. Gerdes. Der nunmehr von der Verwaltung vorgeschlagene und von der Mehrheit 
der Finanzausschussmitglieder beschlossene Weg der Reduzierung des Personalkos-
tenansatzes verschiebe das Personalkostenproblem lediglich. Die Einstellungen zu 
einem späteren Termin würden nicht für die nächsten Jahre helfen, denn diese wür-
den den Haushalt schon ab 2016 in voller Höhe belasten. 
 
Unverständlich sei es für Abg. H. Gerdes, warum die Freien Wähler und die GFA von 
ihren zunächst so strengen Forderungen zu diesem Themenkomplex wieder abge-
rückt seien. Die Mehrausgaben im Asylbereich, welche unabdingbar seien und durch 
die CDU akzeptiert werden, würden nichts an der Forderung der Personalkostende-
ckelung ändern. 
 
Positiv bewertete Abg. H. Gerdes die Umstrukturierungsmaßnahmen im Amt für Kin-
der, Jugend und Familie, welche nun endlich die gewünschten Erfolge aufweisen 
würden. Stark enttäuscht sei man bei der CDU allerdings darüber, dass im Bereich 
Schülerbeförderung trotz personeller Verstärkungen in der entsprechenden Abteilung 
keine Verbesserungen im Haushalt zu erkennen seien. Die dort vorherrschenden Ein-
sparpotenziale hätten schon in das jetzt vorliegende Haushaltssicherungskonzept 
einfließen müssen. Ein Begründung, der Mindestlohn würde die Taxifahrten verteu-
ern und demnach eher zu steigenden Kosten führen, lasse die CDU-Fraktion nicht 
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gelten, da noch eine erhebliche Verbesserung in der Organisation des Schülertrans-
portes gesehen werde. 
 
Zusammenfassend zu den Ausführungen zur Haushaltsvorlage machte Abg. H. Gerdes 
nochmals deutlich, dass die CDU-Fraktion dem Haushalt nur dann zustimmen werde, 
wenn die Personalkosten auf 50,8 Mio. € begrenzt und im Jahr 2015 kein Zuschuss in 
Höhe von 250.000 € an die Kreisvolkshochschule gezahlt werde. 
 
Abschließend äußerte sich Abg. H. Gerdes zum umfangreichen Haushaltsantrag der 
Grünen. Mit den dort genannten Punkten 1 bis 5 könne man sich seitens der CDU 
grundsätzlich anfreunden. Hiermit solle sich nochmals der Finanzausschuss beschäfti-
gen. Über den Punkt 6 müsse man sich intensiv unterhalten. Der Punkt 7 werde sei-
tens der CDU abgelehnt, da lediglich die Voraussetzung für die Beförderung nach A 
14, nicht aber die Beförderung an sich beschlossen worden sei. Außerdem sei dieser 
Punkt wegen der geringen finanziellen Auswirkung haushaltspolitisch nicht relevant. 
Dem Punkt 8 könne man sich auf keinen Fall anschließen. 
 
Abg. Altmann richtete zunächst herzliche Grüße von Frau Jeromin-Oldewurtel aus. 
Zudem wies sie darauf hin, dass Abg. Albers später den Umgang mit dem von den 
Grünen gestellten Antrag erläutern werde. 
 
Wechselnde Mehrheiten seien, auch in der kommunalen Selbstverwaltung, etwas 
Wunderbares, da es keinen Automatismus in der Rollenverteilung gebe, so Abg. Alt-
mann. Das sei dieses Mal anders gewesen. Es habe mit den Fraktionen viele Gesprä-
che zum Haushalt und mit dem Landrat das ernsthafte Ringen um gemeinsame Posi-
tionen gegeben. Hier sei auch einiges bei rumgekommen. Es sei nun jedoch die Frage, 
was die Zugeständnisse wert seien. Positiv zu vermerken sei die Einigung um den 
Zuschuss an beide Kreisvolkshochschulen von maximal 250.000 € und das Bemühen 
um die Nutzung von Synergieeffekten. Positiv sei auch der geplante Beschluss zum 
Einstellungsstopp, verbunden mit einem Haushaltssicherungskonzept, der nur vom 
Kreistag wieder aufgehoben werden könne. 
 
Zu der geplanten Einrichtung einer Arbeitsgruppe Haushaltskonsolidierung erklärte 
Abg. Altmann, dieses entpuppe sich doch als relativ substanzlos. Zudem greife auch 
das Konsolidierungskonzept insgesamt zu kurz. Es sei das Ergebnis glücklicher Um-
stände, nicht aber ernsthafter Sparbemühungen. Von Schuldenabbau sei keine Rede, 
es gehe nur darum, ein positives Ergebnis für die nächsten Jahre zu erstellen. Das 
Gewürge darüber, ob nun 7 Mio. € oder 10 Mio. € des Defizits der UEK eingestellt 
werden sollten, spreche Bände. Seit 2011 habe die UEK bereits ein Defizit in Höhe von 
mehr als 30 Mio. € erwirtschaftet. Rechtzeitig erstellte Wirtschaftspläne seien zudem 
Utopie. 
 
Die Forderung der letzten Jahre nach Senkung des Kreditrahmens und der Nettoneu-
verschuldung seien ignoriert oder abgelehnt worden, so Abg. Altmann. Nun solle es 
der wiederbelebte Arbeitskreis richten. Die zunächst angedachte Verteilung der Sitze 
mit vier Stimmen für die großen Fraktionen und vier für die kleinen Fraktionen hätte 
spannend werden können. Der Beschluss sei jedoch so schnell vom Tisch gewesen, 
dass es an den Grünen vorbeigegangen sei. Nun müsse man doch auf den Proporz 
bestehen, die SPD bekomme drei Stimmen, die CDU zwei und die kleinen Fraktionen 
jeweils eine. 
 
Bezüglich der A14-Stellen erklärte Abg. Altmann, dass man durchaus diskussionsbe-
reit gewesen sei. Dort, wo die Höherstufung vollzogen worden sei, wolle man nicht 
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dran rütteln. Dies betreffe jedoch nur eine Stelle. Die weiteren 12 Höherstufungen 
habe man in die Aufgabenkritik der Arbeitsgruppe mit einbeziehen wollen. Man lehne 
die A14-Stellen nicht grundsätzlich ab. Es müssten jedoch die Voraussetzungen dafür 
stimmen. Wichtig sei eine Einzelfallbetrachtung, die aber vom Landrat und der SPD 
rundweg abgelehnt worden sei.  
 
Auch hinsichtlich des Einstellungsstopps gebe es Vorbehalte, da es diesen auch früher 
schon gegeben habe und er immer wieder außer Kraft gesetzt worden sei, so Abg. 
Altmann. Man habe sich darauf geeinigt, den Sozialbereich vom Einstellungsstopp 
auszunehmen. Diese Sonderregelung finde sich jedoch im Haushaltsantrag der Ver-
waltung nicht wieder. Stattdessen gebe es nun eine Formulierung, die Ausnahmen 
ohne Ende zulassen würde. Das bedeute, der Interpretation werde großer Raum ein-
geräumt und jede Stelle im Sozialbereich müsse mit jeder normalen Sachbearbeiter-
stelle konkurrieren. 
 
Zusammenfassend äußerte Abg. Altmann, man zweifle an der Ernsthaftigkeit der 
neuen Zusammenarbeit. Sie dankte Frau Saathoff für ihre Geduld und Arbeit, denn 
eigentlich hätte Landrat Weber als politisch Verantwortlicher für den Haushalt hier 
stehen und ihn verteidigen müssen. Es sei schließlich sein Haushalt mit seinen Wün-
schen. Das Prinzip Hoffnung von Frau Saathoff habe sich nicht erfüllt. Die Fraktion der 
Grünen werde in ihrer Mehrheit dem Haushalt nicht zustimmen. Eine Stimme würde 
der Haushalt jedoch als Vertrauensvorschuss erhalten. 
 
Stv. Landrat Strömer erklärte, nach der intensiven Arbeit mit dem vorliegenden Zah-
lenwerk seien im Endeffekt kaum Fragen offen geblieben, es sei denn, sie sei nicht 
gestellt worden. Sein Dank gelte vor allem Frau Saathoff und ihren Mitarbeitern für 
die intensive Aufklärung und die Geduld. Der nun vorliegende Haushalt erinnere an 
eine Reihe von unausgeglichenen Haushalten Ende der 1990er bis Anfang der 2000er 
Jahre, so stv. Landrat Strömer Die Einnahmen aus der Kreisumlage seien zwar stark 
zurückgegangen, doch sei dies zum Teil wieder durch den Finanzausgleich des Landes 
aufgefangen worden. Unter dem Strich könne sich die Kreisumlage der Gemeinden 
und Städte im Landkreis Aurich allemal sehen lassen. 
 
Ursache für das erneute Defizit sei die Verlustabdeckung der UEK in 2014 mit über 10 
Mio. € und die zusätzlichen Aufwendungen für Flüchtlinge und Asylbewerber. Letzte-
re würden jedoch mit zeitlicher Verzögerung vom Bund und Land mit einer großen 
Summe erstattet werden. Es blieben dennoch nicht unerhebliche Kosten am Land-
kreis hängen, so stv. Landrat Strömer. Die Verluste der UEK würden zudem auch in 
den nächsten Haushaltsjahren ein großer finanzieller Faktor bleiben. Mit der Mög-
lichkeit der Zentralklinik würden erhebliche infrastrukturelle Maßnahmen erforder-
lich werden. Man müsse sich daher einen finanziellen Spielraum schaffen. Zudem 
fordere stv. Landrat Strömer, dass mit dem anvertrauten Geld so gewirtschaftet 
werde, dass ein hoher Grad an Wirtschaftlichkeit und Effizienz gegeben sei sowohl in 
der Verwaltung als auch in den Einrichtungen gegeben sei.  
 
In der Haushaltsrede vom letzten Jahr habe er gefordert, die interfraktionelle Ar-
beitsgruppe Haushaltskonsolidierung wieder ins Leben zu rufen. Er sei daher froh, 
dass die Gruppe GFA/FDP den Antrag im letzten Finanzausschuss gestellt habe, die 
Arbeitsgruppe wieder zu aktivieren, so stv. Landrat Strömer. Ein weiterer Schritt zur 
Haushaltskonsolidierung sei das heute vom Kreistag zu beschließende Konzept. 
 
Stv. Landrat Strömer erklärte, man habe bereits mit dem Antrag vom 11.03.2015 den 
Haushalt 2015 abgelehnt, es sei denn, die dort aufgeführten Punkte 1 bis 4 würden 
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Einzug in den Haushalt 2015 und zukünftige Haushalte finden. Ein gemeinsames Ge-
spräch mit der GFA, der SPD, den Grünen, Landrat Weber und KOAR Saathoff habe 
am letzten Freitag als Ergebnis das nun vorliegende Haushaltssicherungskonzept u.a. 
mit einem Einstellungsstopp gehabt. Dieses sei die Voraussetzung für die Zustimmung 
zum Kernhaushalt 2015 durch die Freien Wähler. Eine Ausnahme werde es hingegen 
beim Stellenplan geben. Bei der dortigen Abstimmung müsse sich seine Fraktion ent-
halten. 
 
Abg. Griesel erklärte, die Haushaltsberatungen in diesem Jahr seien nicht nur sehr 
lang gewesen, sie seien auch über alle Fraktionsgrenzen hinweg intensiv geführt wor-
den. Dies habe u.a. daran gelegen, dass der Haushalt 2015 keinen Anlass zu Freuden-
sprüngen geben würde. Die Zinssituation halte zwar die Folgen zum Glück gering, die 
Niedrigzinspolitik werde aber mittelfristig enden. Zu den Ausführungen des Abg. H. 
Gerdes erklärte Abg. Griesel, man habe ihm im Jahr 2013 zu seiner Haushaltsrede 
gratuliert. Dem Haushalt sei jedoch zugestimmt worden, obwohl die Rede nach Ab-
lehnung geschrien habe. Das gleiche Szenario habe es im Jahr 2014 gegeben.  
 
Fakt sei, der Haushalt 2015 sei nicht vom Himmel gefallen, vieles sei vorhersehbar 
gewesen und einiges sei auch im Jahr 2012 schon so prophezeit worden. Der Haushalt 
sei im Wesentlichen die Abbildung der Beschlusslagen der letzten Jahre. Dies könne 
man zwar heute kritisieren, die finanziellen Folgen müssten jedoch nun alle gemein-
sam meistern. Auch ihre Gruppe sehe den Haushalt kritisch und die Annahme der 
Verwaltung, die Finanzen würden sich in den nächsten Jahren verbessern, teile man 
nicht, so Abg. Griesel.  
 
Man werde dennoch dem Haushalt zustimmen. Grund hierfür sei u.a., dass die Haus-
haltsansätze realistisch in den Haushalt eingeflossen seien und auch das Defizit der 
UEK voll abgedeckt werde. Weiterhin gebe es auch grundsätzlich einen Konsens, dass 
die Personalkosten einer besonderen Prüfung unterzogen werden sollten. Der Ein-
stellungsstopp sei das richtige Mittel, um mit der Prüfung anzusetzen, auf Neueinstel-
lungen könne jedoch nicht komplett verzichtet werden.  
 
Zu der interfraktionellen Arbeitsgruppe „Haushaltskonsolidierung“ erklärte Abg. Grie-
sel, alle Fraktionen seien sich bewusst, dass es sich hierbei um eine schwierige und 
eventuell auch undankbare Aufgabe handle. Wo anfangs noch die Einschätzungen 
über die Finanzsituation im Kreistag sehr unterschiedlich, zum Teil auch rosig, waren, 
bestehe nun grundsätzlich Einigkeit über die bestehenden und zukünftigen Probleme. 
Man vertraue daher nun auf eine ergebnisoffene und vertrauensvolle Zusammenar-
beit. Zudem vertraue man auch darauf, dass alle gleichermaßen bereit seien, auf 
Schuldzuweisungen zu verzichten. Es sei dabei wichtig, von eingefahrenen Wegen 
abzukehren und etwas Neues zu wagen. Ihre Gruppe werde die Arbeit der Arbeits-
gruppe beobachten, auch im Hinblick darauf, ob Zeiträume eingehalten würden, so 
Abg. Griesel. Der Erfolgsdruck laste auf allen, diesem Druck könne man jedoch stand-
halten. Solle die Arbeitsgruppe nicht den gewünschten Erfolg bringen, sei es zumin-
dest ein netter Versuch gewesen. 
 
Zum Stellenplan äußerte Abg. Griesel, ihre Gruppe habe diesen im letzten Jahr insbe-
sondere wegen der A14-Stellen abgelehnt. Man habe sich leider nicht mit den Quali-
fikationsanforderungen, die gemeinsam mit den Grünen und den Freien Wählern 
erarbeitetet worden seien, nicht durchsetzen können. Zu Abg. H. Gerdes erklärte 
Abg. Griesel, alle würden wissen, dass die Beförderungen nach A 14 nicht billig seien 
und sie einen Rattenschwanz hinter sich herziehen würden. Die Personalkostenredu-
zierung sei jedoch gerade von ihm und seiner Fraktion gefordert worden. 
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Der Ablehnungsgrund für die Beförderungen werde sich durch alle Stellenpläne der 
nächsten Jahrzehnte ziehen. Dies müsste daher auch zu einer generellen Ablehnung 
zum Stellenplan in den nächsten Jahren führen. Der Stellenplan sei jedoch auch 
Grundlage für die Personalkostenberechnung des Haushaltes. Es sei nicht der richtige 
Weg, gegen den Haushalt zu stimmen, so Abg. Griesel. Auch wenn man den Be-
schluss nach wie vor nicht für richtig halte, werde man die politische Mehrheitsent-
scheidung akzeptieren. Ihre Gruppe werde sich zum Stellenplan heute jedoch der 
Stimme enthalten, da sie die Kommunalaufsicht in Hannover um Prüfung des Be-
schlusses gebeten habe und von dort noch keine Rückmeldung erfolgt sei. Abschlie-
ßend wünschte Abg. Griesel der interfraktionellen Arbeitsgruppe bei ihrer spannen-
den Arbeit viel Erfolg. 
 
Abg. Saathoff erklärte, der Stellenplan werde von vielen Fraktionen kritisch gesehen 
und es zeichne sich ab, dass sich die GFA und die Freien Wähler bei diesem Punkt 
enthalten würden. Sie sprach weiterhin an, dass sie als Mitglied des Personalaus-
schusses in diesem Gremium kein langfristiges Denken bzw. ernst gemeinte Verände-
rungen habe feststellen könne, die zu einer Entlastung des Personalhaushalts führen 
könnten. Im Landkreis Aurich gebe es aufgeblähte Strukturen, die geändert werden 
müssten. Anfang der 1990er Jahre habe es beim Landkreis ein Lean Management 
gegeben. Die damals durchgeführten Ämterzusammenlegungen seien jedoch mitt-
lerweile wieder zurückgenommen.  
 
Durch die Schaffung der vielen Abteilungsleiterstellen, die nach A 12 bewertet wür-
den, werde das Verwaltungshandeln mit der Zeit mühselig und schwerfällig, so Abg. 
Saathoff. Strukturveränderungen müssten von der Verwaltung gewollt sein. Die Inef-
fizienz zeige sich u.a. auch dadurch, dass in Ausschusssitzungen regelmäßig viele Mit-
arbeiter des Landkreises vertreten sein. Die Verwaltung argumentiere hierzu, dass 
alle Kompetenzen vertreten sein müssten. Den Politikern würde es jedoch auch rei-
chen, wenn sie erst einen Tag später eine Antwort auf ihre Fragen bekommen wür-
den, erklärte Abg. Saathoff. 
 
Die immensen Personalkosten des Landkreises Aurich würden über den Kosten ande-
rer Kommunen liegen. Es werde nun auf die Einrichtung der Arbeitsgruppe gesetzt, 
die es jedoch schon einmal gegeben habe und die damals auch nichts gebracht habe. 
Gerade im Bezug auf den Einstellungsstopp kenne man die Erfahrungen. Bei den Aus-
gaben der Verwaltung würden die Personalkosten immer als erstes in Augenschein 
genommen, so Abg. Saathoff. Daher sei es nun auch an der Zeit, dass die Verwaltung 
sich selbst in Frage stelle und Verantwortung übernehme. Ihre Fraktion sehe jedoch 
nicht, dass etwas in Bewegung komme.  
 
Die Arbeitsgruppe sorge jedoch für einen hoffungsvollen Ausblick auf den Haushalt 
2016. Kritisch betrachte Abg. Saathoff die geplante Sitzverteilung in der interfraktio-
nellen Arbeitsgruppe. Erhofft hätte sie sich insgesamt vier Sitze für die beiden großen 
und insgesamt vier Sitze für die kleinen Fraktionen im Kreistag. Nur so wäre eine Dis-
kussion auf Augenhöhe möglich gewesen. Zu den Ausführungen des Abg. Beekhuis 
erklärte sie, die Arbeit im Personalausschuss sei nicht vergnügungssteuerpflichtig. Die 
Verwaltung mache der Politik die Arbeit nicht einfach. 
 
Abg. Agena erklärte, er werde dem Haushalt entgegen der Meinung seiner Fraktion 
zustimmen, wenn auch mit Bauchschmerzen. Die Zustimmung sei als Vertrauensvor-
schuss zu sehen. Die Besprechung vom vorigen Freitag mit Landrat Weber habe er 
mit einem positiven Gefühl verlassen. Die Entscheidungsatmosphäre im Kreistag 
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empfinde er jedoch nicht als motivierend. Eine positive Entwicklung müsse immer 
angestoßen werden. Er habe Hoffnung, dass dies im Rahmen der Arbeitsgruppe pas-
siere, so Abg. Agena. Auch über das Thema Schülerbeförderung solle dort eingehend 
gesprochen werden. Zudem setze er bezüglich der A 14-Stellen Hoffnung in die Ar-
beitsgruppe. Diese solle für neue Strukturen in der Verwaltung sorgen. 
 
Wie seine Vorrednerin sehe auch er die geplante Besetzung der interfraktionellen 
Arbeitsgruppe als problematisch an, erklärte Abg. Agena. Trotzdem werde er die 
Entscheidung mittragen. Begrüßen würde er jedoch die Einführung einer Vertre-
tungsregelung, damit zumindest jede Fraktion, die nur einen Sitz in der Arbeitsgruppe 
habe, die Möglichkeit bekäme, einen Vertreter zu benennen. Die Begrenzung der 
Personalkosten halte er zwar für sinnvoll aber nicht für durchsetzbar gegenüber den 
Mitarbeitern. Der Einstellungsstopp solle zudem nicht so aufgeweicht werden wie 
beim letzten Mal. 
 
Abg. Agena erklärte, er habe die Hoffnung, im Haushalt 2016 positivere Ergebnisse zu 
erzielen. Zudem wünsche er sich eine gute Zusammenarbeit. Abschließend erklärte 
er, bei der Abstimmung zum Stellenplan werde er sich enthalten. 
 
Abg. Albers erläuterte den von den Grünen gestellten Antrag vom 12.03.2015 zum 
Haushalt 2015. Die Punkte eins und zwei würden so bestehen bleiben, Punkt drei 
werde zurückgezogen, da er sich zwischenzeitlich erledigt habe. Die Punkte vier bis 
sechs würden ebenfalls wie gehabt bestehen bleiben. Punkt sieben werde wie folgt 
lauten: „Der Beschluss des Kreistags vom 14.01.2015 zur Beförderung der Amtsleiter 
nach A 14 wird bis auf weiteres durch ein Moratorium nicht umgesetzt und in der 
Lenkungsgruppe Haushaltskonsolidierung aktiv bearbeitet.“. Punkt acht sei bereits 
durch Beschluss des Finanzausschusses in das Jahr 2016 verschoben worden, Punkt 9 
bleibe so bestehen. Weiterhin teilte Abg. Albers mit, dass Frau Altmann am Ende 
dieses Tagesordnungspunktes die Abgabe einer persönlichen Erklärung nach der Ge-
schäftsordnung beantragen würde. 
 
Abg. Wolters erklärte zu den Ausführungen des Abg. Agena, dieser habe mit seiner 
Rede Optimismus verbreitet. Er hoffe jedoch, dass er bald kein Trübsal blasen werde. 
Zu Abg. Altmann äußerte Abg. Wolters, dass es nicht die Aufgabe von Landrat Weber 
sei, den Haushalt vorzustellen. Der Haushalt sei auch ein Stück der Haushalt des 
Kreistags. Er befürworte die Vorstellung des Haushalts durch Frau Saathoff. 
 
Die Arbeitsgruppe Haushaltskonsolidierung sei super, solange sie funktionieren wür-
de. In der Vergangenheit sei man damit jedoch immer gescheitert. Die Kreistagsabge-
ordneten könnten zudem nur dann etwas bewegen, wenn die Verwaltung mitziehe. 
Dafür müsse die Verwaltung Vorgaben und Anregungen machen, so Abg. Wolters. Er 
stellte in Frage, ob die Arbeitsgruppe tatsächlich benötigt werde oder ob es sinnvoller 
sei, dass die Dezernenten und Amtsleiter ihre Vorstellungen darstellen würden. Nun 
seien jedoch die Kreistagsabgeordneten gefordert. Die Arbeit der Arbeitsgruppe solle 
sich positiv auswirken.  
 
Zu den Ausführungen des Abg. Beekhuis erklärte Abg. Wolters, er könne den Vor-
wurf, man würde in den Ausschüssen den Vorlagen zustimmen und sie im Kreistag 
wieder ablehnen, nicht nachvollziehen. Bei Personalentscheidungen sei es teilweise 
gar nicht möglich, diese abzulehnen. Dies könne man mit seinem Gewissen nicht ver-
einbaren. Abschließend erklärte Abg. Wolters, man müsse nun ernsthaft bemüht 
sein, das bestehende Defizit abzubauen. 
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Landrat Weber zeigte sich mit dem Vorschlag, dass in der Arbeitsgruppe Haushalts-
konsolidierung jede Fraktion einen Vertreter benenne, einverstanden. 
 
Abg. Siebels informierte über den derzeitigen Stand im Landtag in Hannover. Bezüg-
lich der Kosten für die Asylbewerber sei man sich einig, dass die Kostenpauschale 
immer noch nicht kostendeckend sei. Es sei jedoch geplant, diese Pauschale durch 
den Bund um 1300 € auf 7500 € anzuheben. Zudem gebe es Bemühungen, den bishe-
rigen Abrechnungszeitraum von zwei Jahren zu verkürzen. Das Thema Flüchtlinge sei 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, so Abg. Siebels. 
 
Beim Thema Zentralklinikum gebe es die Neigung, immer mit dem Finger auf Hanno-
ver zu zeigen. Am 8.7.2015 werde der Krankenhausplanungsausschuss zusammen-
kommen und eine fachliche Einschätzung vornehmen. Vorher gebe es jedoch noch 
ein Regionalgespräch. Insgesamt sei jedoch auch der Kreistag als Träger in der Ver-
antwortung, da von hier der Beschluss gefasst worden sei. 
 
Abg. Constant erläuterte, dass ihm persönlich die Vertretungsregelung in der zu be-
schließenden interfraktionellen Arbeitsgruppe sehr wichtig sei. Er begrüße daher den 
Vorschlag von Landrat Weber. Bezüglich der Sitzverteilung hätte er sich allerdings 
eine gleiche Anzahl an Sitzen für die größeren und die kleineren Fraktion gewünscht. 
 
Weiterhin regte Abg. Constant an, die langen Sitzungen des Kreistags flüssiger zu 
gestalten, da den letzten Redner keine Aufmerksamkeit mehr geschenkt würde. 
 
Abg. Beekhuis schlug vor, den umfangreichen Antrag der Grünen in die interfraktio-
nelle Arbeits-gruppe zu verweisen, da dieser in großen Teilen haushaltsrelevant sei. 
Landrat Weber unterstützte diesen Vorschlag. In Namen der Fraktion der Grünen 
zeigte sich Abg. Albers mit diesem Vorschlag einverstanden. 
 
Sodann ließ Vorsitzender Thiele über den Vorschlag, den Antrag der Grünen in die 
interfraktionelle Arbeitsgruppe Haushaltskonsolidierung zu verweisen, abstimmen: 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 52             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
Sodann ließ Vorsitzender Thiele über die Tagesordnungspunkte 7.1 bis 7.5 abstim-
men: 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 7.1 Anträge zum Haushalt 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 7.1.1 Antrag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen vom 12.03.2015; 

Haushalt 2015 
Vorlage: VIII-AF/2015/014 

 
Vorsitzender Thiele ließ über den Vorschlag abstimmen, den Antrag in die Arbeits-
gruppe Haushaltskonsolidierung zu verweisen:
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Der Kreistag des Landkreises Aurich beschließt: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, die bereits im Jahre 2004 eingeleitete Per-

sonalentwicklungsplanung mit allen notwendigen Bausteinen zum Ende des 
Jahres 2015 zum Abschluss zu bringen. Die Personalentwicklungsplanung 
soll dazu dienen, unter anderem durch leistungsbezogene Arbeitsplatzbe-
schreibungen zu gerechteren Gehaltsstrukturen zu gelangen, effizientere 
Arbeitsabläufe zu entwickeln und dadurch die erforderlichen Rationalisie-
rungseffekte zu erzielen. 

 
2. Die Verwaltung legt eine mittelfristige Finanzplanung zur Entwicklung der 

Personalkosten vor. Ziel ist es, die Erhöhung der Personalkosten auf 2 % 
über dem Niveau von 2015 zu begrenzen. Tarifliche und andere Steigerun-
gen der Personalkosten oberhalb dieser Begrenzung sollen unter anderem 
durch Effizienzsteigerung, Demografieeffekte und Nutzung des technischen 
Fortschritts kompensiert werden. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen der Entwicklung von Home-

office-Plätzen zu ermitteln, in welchem Umfang Kosten in der Raumnutzung 
eingespart werden können. 

 
4. Die Amtsleiter werden beauftragt, bis zum 30.05.2015 eine detaillierte Liste 

aller freiwilligen Aufgaben vorzulegen. Aufgrund der angespannten Haus-
haltssituation des Landkreises Aurich ist es dringend geboten, das Vorhal-
ten freiwilliger Leistungen erneut zur Disposition zu stellen, um u.a. Ratio-
nalisierungseffekte in der Personalstruktur zu erzielen. 

 
5. Für die Haushaltsplanung wird vor dem ersten Haushaltsentwurf für das 

Jahr 2016 zwischen der Verwaltung und den politischen VertreterInnen im 
Kreistag eine Zielvereinbarung innerhalb der mittelfristigen Finanzplanung 
über die Höhe der Aufwendungen für aktives Personal, für Sach- und 
Dienstleistungen und sonstige ordentliche Aufwendungen im Verhältnis zu 
den ordentlichen Erträgen geschlossen. Dabei dürfen die Ansätze für die 
Aufwendungen nicht konservativ gerechnet werden, sondern müssen den 
Erfahrungswerten aus den Vorjahren entsprechen. Weiter wird eine Ver-
einbarung über die Entwicklung der Nettoneuverschuldung getroffen. Ziel 
dieser Vereinbarung soll die Entschuldung des Landkreises sein. 

 
6. Der Beschluss des Kreistages vom 14.01.2015 zur Beförderung der Amtslei-

ter nach A14 wird bis auf weiteres durch ein Kuratorium nicht umgesetzt 
und in der Lenkungsgruppe Haushaltskonsolidierung aktiv bearbeitet. 

 
7. Auf die Bereitstellung der Mittel für die B210n im Investitionsplan des 

Haushaltes wird verzichtet. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 51             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
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TOP 7.1.2 Antrag der Gruppe GFA/FDP vom 20.04.2015; Wirtschaftspläne für 
die Pflegeheime Norden und Hage 
Vorlage: VIII-AF/2015/012 

 
Der Kreistag beschließt, zeitnah Wirtschaftspläne für die Pflegeheime in Norden 
und Hage aufzustellen und dem Krankenhaus- und Heimausschuss zur Entscheidung 
vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 51             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 7.2 Bildung einer interfraktionellen Arbeitsgruppe "Haushaltskonsoli-

dierung" 
Vorlage: VIII/2015/058 

 
Für die interfraktionelle Arbeitsgruppe „Haushaltskonsolidierung“ wird folgende 
Sitzverteilung festgestellt:  
 
SPD  3 Sitze 
CDU  2 Sitze 
Grüne  1 Sitz 
DIE LINKE. 1 Sitz 
FW/S.W.K. 1 Sitz 
GFA/FDP 1 Sitz 
 
Die Besetzung der Arbeitsgruppe erfolgt entsprechend der Meldungen der Fraktio-
nen/Gruppen. 
 
Zusätzlich ist für jede Fraktion/Gruppe jeweils ein Vertreter zu benennen. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 49             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 2              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 7.3 Stellenplan 2015, Teil A und B 

Vorlage: VIII/2015/007 
 
Der Stellenplan 2015, Teil A und B, wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 26             Nein-Stimmen: 17             Enthaltungen: 9              

mehrheitlich beschlossen 
 
______________________________________________________________________
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TOP 7.4 Haushaltssicherungskonzept für das Haushaltsjahr 2015 und den 
mittelfristigen Finanzplanungszeitraum bis 2018 
Vorlage: VIII/2015/061 

 
Das Haushaltssicherungskonzept wird beschlossen.  
Gleichzeit erlässt der Kreistag einen Einstellungsstopp für den Kernhaushalt. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 35             Nein-Stimmen: 12             Enthaltungen: 5              

mehrheitlich beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 7.5 Erlass der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2015 

Vorlage: VIII/2015/034/1 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 35             Nein-Stimmen: 17             Enthaltungen: 0              

mehrheitlich beschlossen 
 
Nachdem die Abstimmungen abgeschlossen waren, gab Abg. Altmann eine persönli-
che Erklärung zu der Pressekonferenz vom 05.05.2015 bezüglich des Zentralklinikums 
ab, zu der die Fraktion der Grünen nicht eingeladen gewesen sei, ab. In Zusammen-
hang mit der Presseberichterstattung wies sie darauf hin, dass die Aussage des Abg. 
Beekhuis, der Termin für die Pressekonferenz sei zufällig ausgewählt worden, unwahr 
sei. Zudem weise ihre Fraktion die Unterstellung, die Vorwürfe der Grünen seien un-
verschämt, zurück. Alle Aussagen, die getätigt worden seien, seien auch belegbar. 
Man bitte daher darum, solche Unterstellungen zukünftig zu unterlassen. 
 
Die Haushaltssatzung des Landkreises Aurich für das Haushaltsjahr 2015 einschließ-
lich des Investitionsprogramms für die Haushaltsjahre 2015 bis 2018 wird in der 
vorgelegten Form beschlossen. Die wesentlichen Produkte werden in der vorgeleg-
ten Form festgelegt. Die Finanzplanungsdaten für den Zeitraum bis 2018 werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 8 Berufung der ehrenamtlichen Richter für das Verwaltungsgericht 

Oldenburg 
Vorlage: VIII/2015/057 

 
Dem Verwaltungsgericht Oldenburg werden die nachfolgend aufgeführten Perso-
nen für die Wahl zur ehrenamtlichen Richterin bzw. zum ehrenamtlichen Richter für 
die Wahlperiode 01.07.2015 bis 30.06.2020 vorgeschlagen: 
 
SPD    Hermann Akkermann, Eilsumer Str. 6, Krummhörn 

Barbara Meyerhoff, Poststraße 11, Rechtsupweg 
Ida Bienhoff-Topp, Bgm.-Beninga-Str. 6, Osteel 
Anita Biller, Ostende 55, Ihlow 
Hinrich Busker, Ten-Doornkaat-Str. 3, Hinte 
Ingeborg Kleinert, Iltisweg 7, Südbrookmerland 
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Otto Thiele, Sperberstr. 18, Upgant-Schott 
Hermann Ihnen, Doornkaatsweg 13, Aurich 
Cornelius Peters, Eichenstr. 12a, Berumbur 
Hinrich Röben, Spindelweg 6, Aurich 
Julian Jetses, Wieke 44, Ihlow 

CDU    Hayo Wolters, Höchter Str. 28, Großefehn 
    Theo Frerichs, Achtert Thunen 8, Aurich 
    Dieter Dirksen, Quade-Foelke-Weg 6, Südbrookmer
    land 
    Hermann Reinders, Deichstr. 16, Norden 
    Roelf Odens, Meestereistr. 7, Krummhörn 
    Friederike Dirks, Fliederstr. 82, Wiesmoor 
FW/S.W.K   Herta Hinrichs-Dettmers, Barsteder Str. 17, Barstede 
    Hans Freese, Zur Ulbarger Weide 1, Großefehn 
Bündnis 90/DieGrünen  Anneliese Saathoff, Langeooger Straße 21, Ihlow 
    Angelika Albers, Ukenastr. 11, Aurich 
    Steffen Wirsik, Stüverweg 31, Großefehn 
GFA/FDP   Maike Meyerholz, Dornbuschweg 13, Aurich 
Die Linke.   Jörg Erlautzki, Sandhorster Loog 12, Aurich 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 51             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 9 Vereinbarung über die Aufgabenwahrnehmung Förderung von 

Kindern in Kindertagesstätten und Kindertagespflege sowie über 
die Durchführung eines Qualitätssicherungsverfahrens (Gütesie-
gel) 2015 
Vorlage: VIII/2014/279 

 
Abg. Meyerholz erklärte, die Verwaltung habe in dieser Angelegenheit gut für den 
Landkreis verhandelt. 
 
Der Vereinbarung über die Aufgabenwahrnehmung Förderung von Kindern in Kin-
dertagesstätten und Kindertagespflege sowie über die Durchführung eines Quali-
tätssicherungsverfahrens (Gütesiegel) 2015 wird zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 51             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 10 Ausweisung einer Einzelschöpfung der Natur als Naturdenkmal 

Vorlage: VIII/2015/043 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, das Verfahren zur Sicherung einer ca. 200 Jahre 
alten Winter-Linde als Naturdenkmal auf dem Flurstück 38/18 der Flur 2 in der Ge-
markung Wallinghausen durchzuführen. 
 



 

18. SITZUNG DES KREISTAGES 

 

25 | 25 

 

25 | 25 

 
 
 

25 | 25 

 
Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 51             Nein-Stimmen: 0             Enthaltungen: 0              

einstimmig beschlossen 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 11 Bericht des Landrates 
 
Es lag kein Bericht vor. 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 12 Einwohnerfragestunde 
 
Es lag keine Wortmeldung vor. 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 13 Verschiedenes, Wünsche, Anregungen 
 
Es lag keine Wortmeldung vor. 
 
______________________________________________________________________ 
 
TOP 14 Schließung der öffentlichen Sitzung 
 
Vorsitzender Thiele schloss um 19:16 Uhr die öffentliche Sitzung. 
 
______________________________________________________________________ 
 
 
 

gez. Weber  gez. Thiele  gez. Schoone 

Landrat  Vorsitzender  Protokollführerin 
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